
VERGABERECHT
EuGH: Direktvergaben nach der 
VO 1370/2007 setzen eine 
Dienstleistungskonzession voraus     
Für die Vergabe von Beförderungsleistungen mit Bussen und 
Straßenbahnen – Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) – 
sowie im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) besteht mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 („VO 1370/2007“) ein Sonder-
vergaberecht, welches auch nach Jahren der praktischen An-
wendung noch wichtige Auslegungsfragen aufwirft. Jedenfalls 
eine dieser Fragen hat nunmehr der EuGH in seinem Urteil vom 
21. März 2019 (C-266/17 und C-267/17) nach einem Vorab-
entscheidungsersuchen des OLG Düsseldorf (VII-Verg 51/16 vom 
03.05.2017) entschieden. 

Es geht dabei um die Frage, ob bzw. bei Vorliegen welcher Voraus-
setzungen Beförderungsleistungen im ÖPNV nach dem Sonder-
vergaberecht der VO 1370/2007 oder nach dem allgemeinen 
Vergaberecht (EU-Richtlinien 2004/18/EG und 2004/17/EG heute
abgelöst durch die Richtlinien 2014/23/EU, 2014/24/EU und 
2014/25/EU) zu vergeben sind. Besondere Relevanz hat dies in 
den Fällen, in denen die kommunalen Eigentümer ihre eigene 
Verkehrsgesellschaft („interner Betreiber“) mit der Erbringung 
der Beförderungsleistungen gemäß Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 
betrauen möchten. Ist dies nur dann möglich, wenn der interne 
Betreiber das überwiegende wirtschaftliche Betriebsrisiko trägt – 
also eine Dienstleistungskonzession an ihn vergeben wird? 

Der EuGH bejaht dies entgegen der überwiegenden Rechtspre-
chung der deutschen Vergabesenate. Bedeutet dies nun das 
Ende der Direktvergaben im ÖPNV und damit mehr Wettbewerb 
mit privaten Verkehrsunternehmen?  

SACHVERHALT
Der Rhein-Sieg-Kreis ist die für das Kreisgebiet zuständige Be-
hörde zur Vergabe von Beförderungsleistungen mit Bussen. Sie 
beabsichtigte die Verkehrslinien im Wege einer Direktvergabe 
an einen internen Betreiber nach Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 für 
die Dauer von zehn Jahren an die Regionalverkehr Köln GmbH 
zu vergeben und machte dies vorab im Supplement zum EU-
Amtsblatt gemäß Art. 7 Abs. 2 VO 1370/2007 bekannt. Die Regi-
onalverkehr Köln GmbH ist ein Verkehrsunternehmen, welches 
ausschließlich in kommunaler Eigentümerschaft steht und ihre 
Beförderungsleistungen für seine Eigentümer erbringt. 

Nach der Vorabbekanntmachung rügten mehrere private Ver-
kehrsunternehmen die beabsichtigte Direktvergabe und griffen 
diese schließlich mit einem Nachprüfungsantrag an. Das OLG 
Düsseldorf als Beschwerdeinstanz sah sich an einer abschlie-
ßenden Entscheidung gehindert und legte dem EuGH seine 
Auslegungsfragen zur VO 1370/2007 im Wege eines Vorabent-
scheidungsersuchens nach Art. 267 AEUV vor. 
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DIE ENTSCHEIDUNG
Der EuGH hat die Vorlagefrage zu 1. des OLG Düsseldorf dahin-
gehend beantwortet, dass die Vergabetatbestände der Absätze 2 
bis 6 des Art. 5 VO 1370/2007 auf die Vergabe von Beförderungs-
leistungen mittels Bussen und Straßenbahnen nur dann anwend-
bar sind, wenn die Verträge als Dienstleistungskonzessionen ein-
zustufen sind. Der EuGH begründet dies mit dem Wortlaut des 
Art. 5 Abs. 1 Satz 2 VO 1370/2007, wonach Dienstleistungsaufträ-
ge für Personenverkehrsdienste mit Bussen und Straßenbahnen 
grundsätzlich nach den EU-Vergaberichtlinien zu vergeben sind, 
außer es liegt eine Dienstleistungskonzession vor. Die von der 
überwiegenden nationalen Rechtsprechung vertretene Auffas-
sung (insbesondere OLG Düsseldorf und OLG München), wonach 
der Anwendungsbereich der VO 1370/2007 auch bei Vorliegen 
der Voraussetzungen einer „Inhouse-Vergabe“ nach dem allge-
meinen Vergaberecht eröffnet sein soll, lehnt der EuGH mit weni-
gen Worten ab. Die Vergabevorschriften von Art. 5 Abs. 2 – 6 VO 
1370/2007 stellen hiernach keine lex specialis zu den allgemei-
nen Vorschriften über Direktvergaben dar. 

FAZIT UND PRAXISTIPP
Die von kommunalen ÖPNV-Aufgabenträgern und kommunalen 
wie privaten Verkehrsunternehmen heiß erwartete Entscheidung 
beantwortet eine, aber bei weitem nicht alle Auslegungsfragen 
zum Direktvergabetatbestand des Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007. 
Daher ist es zu bedauern, dass der EuGH die weiteren Vorlage-
fragen des OLG Düsseldorf nicht als entscheidungsrelevant ein-
gestuft hat und daher unbeantwortet ließ. 

Um die eingangs von uns aufgeworfene Frage zu beantworten: 
die Entscheidung des EuGH bedeutet nicht das Ende der kom-
munalen Direktvergaben. Der EuGH verweist nämlich ausdrück-
lich darauf, dass Direktvergaben im allgemeinen Vergaberecht 
bei Vorliegen der „Inhouse-Voraussetzungen“ zulässig sind. Dies 
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hat der EuGH erstmals 1999 mit der sog. Teckal-Rechtsprechung 
entschieden und danach fortgeführt. Mittlerweile ist dies auch 
ausdrücklich kodifiziert (im deutschen Vergaberecht in § 108 GWB 
bzw. über § 1 Abs. 2 UVgO auch für den Unterschwellenbereich). 
Aus der Entscheidung des EuGH geht eindeutig hervor, dass bei 
Vorliegen der allgemeinen „Inhouse-Voraussetzungen“ weiter-
hin Direktvergaben möglich sind. Die Direktvergabe an einen in-
ternen Betreiber nach Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 ist zwar den 
allgemeinen Inhouse-Voraussetzungen nachgebildet, weist aber 
auch verkehrsspezifische Besonderheiten auf, die nunmehr keine 
Rolle mehr spielen dürften. Dies gilt z. B. für die Voraussetzung 
nach Art. 5 Abs. 2 lit. e) VO 1370/2007 wonach der interne Be-
treiber den „überwiegenden Teil“ der Verkehrsleistungen selbst 
erbringen muss. Ein solches „Selbsterbringungsgebot“ kennt das 
Vergaberecht im Dienstleistungsbereich grundsätzlich – mit Aus-
nahme von § 47 Abs. 5 VgV – nicht. 

Das Vorliegen einer Dienstleistungskonzession wird daher weiter-
hin nicht konstitutiv für eine Direktvergabe sein. Dies dürfte zu 
Aufatmen auf kommunaler Seite führen, da die Verkehrsunter-
nehmen im Regelfall nicht das überwiegende wirtschaftliche Risi-
ko tragen. Die verlustreichen kommunalen Verkehrsunternehmen 
werden vielfach durch die profitablen Energiezweige der Stadt-
werke quersubventioniert (steuerlicher Querverbund). Dieser 
kann erhalten bleiben, solange die allgemeinen Inhouse-Voraus-
setzungen für eine Direktvergabe erfüllt werden.

Sascha Opheys
Rechtsanwalt 
BEITEN BURKHARDT 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Düsseldorf

Auftraggeber darf zu hohe 
Vorgaben nachträglich absenken    

§ 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV verpflichtet den Auftraggeber, Angebote von 
der Wertung auszuschließen, die den Anforderungen der Ver-
gabeunterlagen nicht entsprechen. Mit dieser Ausschlusspflicht 
korrespondiert das Verbot des Auftraggebers, die im Vorfeld der 
Ausschreibung einmal festgelegten verbindlichen Anforderun-
gen nach Ablauf der Angebotsfrist zu verändern. Ausschluss-
pflicht und Änderungsverbot sind Ausfluss der in § 97 Abs. 1 
und 2 GWB normierten Grundsätze der Gleichbehandlung und 
des fairen Wettbewerbs. Dennoch erlaubt das Vergaberecht in 
bestimmten Fällen Ausnahmen. Die zweite Vergabekammer des 
Bundes (VK Bund) hat in einer aktuellen Entscheidung (Beschluss 
vom 13.02.2019 – VK 2-118/18) die Zulässigkeitsgrenzen dieser 
nachträglichen Änderungsmöglichkeiten konkretisiert.

SACHVERHALT
Der Auftraggeber schrieb in einem europaweiten Verhandlungs-
verfahren mit Teilnahmewettbewerb einen Lieferauftrag aus. 

Nach Abschluss des Teilnahmewettbewerbs und der anschlie-
ßenden Verhandlungsphase reichten die Bieter form- und frist-
gerecht finale Angebote ein. 

Die Bieter sollten in ihren Angeboten unter anderem ein Finan-
zierungskonzept erläutern, für das gemäß den Bewerbungsbe-
dingungen bestimmte Mindestanforderungen galten. So sollte 
das Konzept im Falle einer Fremdfinanzierung eine unterzeich-
nete verbindliche Finanzierungsbestätigung des Fremdkapital-
gebers mit zugehörigen Term Sheets enthalten, wobei die Term 
Sheets keine Vorbehalte jeglicher Art beinhalten durften. 

Das Finanzierungskonzept des für den Zuschlag vorgesehenen 
Bieters entsprach diesen Vorgaben jedoch nicht. So sah das An-
gebot zwar eine – wenn auch nur partielle – Einbindung von 
Mitteln durch einen Fremdkapitalgeber vor. Insoweit fehlte aber 
die geforderte Finanzierungszusage des Fremdkapitalgebers. 
Vielmehr wurde in den geforderten Term Sheets auf einen Vor-
behalt sowie auf mögliche spätere Bedingungen für die Darle-
hensgewährung hingewiesen.

Trotz zweimaliger Aufklärung durch den Auftraggeber hielt der 
Bieter an seinem Finanzierungskonzept unverändert fest. Der 
Auftraggeber vermerkte daraufhin zwar, dass der Bieter die ge-
mäß den Vergabeunterlagen geforderte Bestätigung der dar-
lehensgebenden Bank nicht eingereicht hat. Jedoch schloss er 
den Bieter nicht von der Wertung aus, da der Bieter – was den 
Tatsachen entsprach – Belege über ausreichend eigene finan-
zielle Mittel vorgelegt hatte. Nach Auffassung des Auftraggebers 
habe der Bieter damit einen ausreichenden Finanzierungsnach-
weis erbracht. Ein Ausschluss des Bieters erschien dem Auftrag-
geber vor diesem Hintergrund unverhältnismäßig. Er entschied 
daher, dem Bestbieter den Auftrag zu erteilen und informierte 
die übrigen Mitbewerber nach Maßgabe des § 134 GWB über 
deren Nichtberücksichtigung.

Im Rahmen des Nachprüfungsverfahrens, das einer der nicht-
berücksichtigten Bieter anstrengte, erhielt dieser durch Einsicht-
nahme in die Vergabeakte Kenntnis von dem abweichenden 
Finanzierungskonzept des Bestbieters und machte geltend, 
dass das Angebot des Bestbieters wegen Änderungen an den 
Vergabeunterlagen gemäß § 57 Abs. 1  Nr. 4 VgV von der Ange-
botswertung zwingend hätte ausgeschlossen werden müssen.

ENTSCHEIDUNG
Die VK Bund gab dem Nachprüfungsantrag zwar statt. In Bezug 
auf den Umgang des Auftraggebers mit dem Finanzierungs-
konzept des für den Zuschlag vorgesehenen Bieters verneinte 
die Kammer jedoch ein Fehlverhalten des Auftraggebers.

In ihrer Begründung stellte die Kammer zunächst fest, dass ein 
Ausschluss des Bestbieters gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV auf-
grund der eindeutigen und zwingenden Vorgaben in den Be-
werbungsbedingungen durchaus möglich gewesen wäre. Aller-
dings sei dies nicht die einzig vergaberechtlich zulässige Hand-
lungsoption. 

Tatsächlich habe der Auftraggeber seine Anforderungen an das 
Angebot nachträglich abgesenkt, indem der auf eine Finanzie-
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rungszusage des Fremdkapitalgebers verzichtet und stattdes-
sen auf die ausreichende eigene Finanzkraft des Bieters ab-
gestellt habe. Jedoch habe der Auftraggeber angesichts des 
Finanzierungskonzepts des Bieters erkannt, dass die dezidier-
ten und detaillierten Vorgaben und Nachweispflichten nicht 
erforderlich waren, um Sicherheit bezüglich der Finanzierung 
zu erlangen. Es sei daher zulässig gewesen, dass der Auftrag-
geber vor diesem Hintergrund seine Anforderungen herabge-
stuft habe. 

Die VK Bund stützt sich in diesem Zusammenhang auf die Recht-
sprechung des OLG Düsseldorf (Beschluss vom 02.05.2018 –
Verg 3/18), wonach selbst die Bewertungsmethode bei Bedarf 
auch noch nachträglich an die Umstände des Einzelfalls an-
gepasst werden darf, wenn hierdurch keine Veränderung der 
Zuschlagskriterien oder ihrer Gewichtung bewirkt wird. Wenn 
danach – so die Kammer – eine Änderung der Vorgaben in An-
sehung der Angebote einzelfallbezogen sogar in Bezug auf Wer-
tungsvorgaben möglich sei, so müsse dies erst recht für den le-
diglich kaufmännischen Teil der Angebote – wie des hier in Rede 
stehenden Finanzierungskonzepts – gelten, auf den im vorliegen-
den Fall keine Zuschlagskriterien bezogen seien und die folglich 
auch nicht geändert würden. 

Zudem decke sich dies auch mit der in der Rechtsprechung 
vertretenen Überlegung, dass ein Auftraggeber in jeder Pha-
se des Vergabeverfahrens gehalten sei, mögliche Fehler oder 
unzweckmäßige Vorgaben zu korrigieren (OLG Düsseldorf, Be-
schluss vom 14.09.2016 – Verg 7/16). 

Schließlich greife im vorliegenden Fall wegen der Nähe des Finan-
zierungskonzepts zu den finanziellen Eignungskriterien zusätz-
lich eine Analogie zu dem in § 45 Abs. 5 VgV normierten Rechts-
gedanken, wonach der Nachweis der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit auch auf anderem Wege als über den vom Auftraggeber 
vorgegebenen erfolgen könne, wenn ein berechtigter Grund hier-
für vorliege. Dies sei letztlich nichts anderes als eine Konkretisie-
rung des vergaberechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. 

Die VK Bund gab dem Nachprüfungsantrag jedoch aus einem 
anderen Grund statt. Indem der Auftraggeber nicht alle Bieter 
über die nachträgliche Änderung der Vorgaben informiert hat, 
habe dieser – so die Kammer – gegen den vergaberechtlichen 
Transparenz- und Gleichbehandlungsgrundsatz des § 97 Abs. 1 
GWB verstoßen. Richtigerweise hätte der Auftraggeber auch die 
übrigen Bieter unter Einräumung einer angemessenen Fristver-
längerung in Kenntnis davon setzen müssen, dass und in wel-
cher Weise die Anforderungen an das Finanzierungskonzept 
geändert wurden, damit sich die anderen Bieter hierauf hätten 
einstellen können.

BEWERTUNG UND PRAXISTIPPS
Die Entscheidung der VK Bund trifft den Nerv vieler Vergabestel-
len, die aus gutgemeinten Gründen (z. B. zum Zwecke der Quali-
tätssicherung) im Vorfeld oftmals zu detaillierte und inhaltlich zu 
strenge Anforderungen an die Angebote aufstellen und dadurch 
bei der späteren Bewertung zu Gefangene ihrer eigenen Vorga-
ben werden. Diese Gefahr besteht insbesondere bei komplexen 
Ausschreibungen, bei denen die Wahrscheinlichkeit schwindet, 

dass ein Auftraggeber bereits zum Zeitpunkt der Vorbereitung 
des Vergabeverfahrens in der Lage ist, sämtliche Eventualitäten 
zutreffend zu antizipieren und in den Vergabeunterlagen hinrei-
chend zu berücksichtigen. Dem Auftraggeber muss daher ein ge-
wisser Freiraum zugebilligt werden, seine ursprünglich gemach-
ten Vorgaben nachträglich abzuändern, wenn er in Ansehung der 
Angebote erkennt, dass eine Anforderung, die den Handlungs-
spielraum der Bieter zu sehr einschränkt, tatsächlich nicht erfor-
derlich ist. Die Entscheidung der VK Bund ist daher zu begrüßen.

Sie darf jedoch keinesfalls als Freibrief für eine Umgehung der 
Ausschlusspflicht gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV verstanden wer-
den. Vielmehr stellt die Kammer den Grundsätzen der Gleichbe-
handlung und des fairen Wettbewerbs, die die vergaberechtli-
chen Grundlagen der Ausschlusspflicht nach § 57 VgV darstellen, 
den gleichrangigen und seit der Vergaberechtsnovelle in § 97 
Abs. 1 GWB ausdrücklich normierten Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz gegenüber. Die erforderliche Abwägung erfolgt dabei stets 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls, wie 
im vorliegenden Fall die von der Kammer hergeleitete Analogie 
zu den Eignungsregeln des § 45 Abs. 5 VgV verdeutlicht. Auch 
die Verpflichtung der Vergabestellen, allen Bietern die Möglich-
keit zu eröffnen, ihre Angebote auf Grundlage der geänderten 
Vorgaben innerhalb einer angemessenen Nachfrist zu überarbei-
ten, gebietet einen vorsichtigen Umgang der Vergabestellen mit 
den von der Rechtsprechung zugestandenen Freiräumen.    

Dr. Lars Hettich 
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Vergaberecht 
BEITEN BURKHARDT 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
Düsseldorf

 

NEWSTICKER
+++ Vom Auftraggeber geforderte 
elektronische Signatur kann nicht 
nachgefordert werden: Zwingender 
Angebotsausschluss  +++

Das OLG Düsseldorf (Beschluss vom 05.09.2018 – Verg 32/18) 
hat sich zu einer Frage von großer Praxisrelevanz geäußert: 
Formvorgaben des Auftraggebers, die von Bietern nicht einge-
halten werden. Zwar ist seit der Verpflichtung der öffentlichen 
Auftraggeber, elektronisch eingereichte Angebote zu akzeptie-
ren (bei allen EU-weiten Verfahren, die seit dem 18. Oktober 2018 
eingeleitet wurden), die Übermittlung der Angebote in Textform 
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mithilfe elektronischer Mittel, bei der auf die eigenhändige Unter-
schrift verzichtet wird, grundsätzlich ausreichend. Der öffentliche 
Auftraggeber kann aber aufgrund eigener Entscheidung erhöhte 
Anforderungen an die Sicherheit der zu übermittelnden Daten 
stellen und eine fortgeschrittene elektronische Signatur oder 
eine qualifizierte elektronische Signatur des Bieters verlangen. 

Entscheidet er sich dafür, tritt diesbezüglich eine Selbstbindung 
ein: Wenn ein Angebot in einem so gestalteten Verfahren die 
elektronische Signatur nicht aufweist, ist es zwingend von der 
Wertung auszuschließen. Der Auftraggeber hat hier also kein Er-
messen; er darf nicht großzügig über diesen Fehler des Bieters 
hinwegsehen und das Angebot dennoch zulassen. Insbesonde-
re entschied das OLG, dass die fehlende elektronische Signatur 
unter dem Angebot auch nicht als „sonstiger Nachweis“ nachge-
fordert werden kann. Das OLG stellt also klar, dass die gesetzliche 
Lage seit der Vergaberechtsreform von 2016 trotz der anderen 
Formulierungen in § 56 und § 57 VgV inhaltlich in diesem Punkt 
nicht von der früheren Regelung abweicht: § 19 Abs. 3 b) VOL/A-EU 
a.F. sah einen zwingenden Ausschluss des Angebots ausdrück-
lich für den Fall vor, dass die Unterschrift oder elektronische Sig-
natur unter dem Angebot fehlte.

+++ Eignungskriterien werden 
durch pauschalen Verweis nicht 
wirksam bekannt gemacht +++  

Das OLG München hat in seinem Beschluss vom 25. Februar 2019 
(Verg 11/18) bestätigt, dass ein pauschaler Verweis im EU-Bekannt-
machungsformular auf die in den Auftragsunterlagen enthaltenen 
Eignungskriterien nicht für eine wirksame Bekanntmachung der 
geforderten Eignungskriterien ausreicht. Auch ein Link in der Be-
kanntmachung, der nur auf eine Plattform der Vergabestelle mit 
mehreren laufenden Vergabeverfahren führt, sei unzureichend. 
Hingegen soll ein sog. Deep Link genügen, der eine direkte Ver-
knüpfung zu einem Dokument mit den darin aufgeführten Eig-
nungskriterien herstellt. Das OLG München folgt damit der hierzu 
zuletzt ergangenen Rechtsprechung des OLG Düsseldorf (Be-
schluss vom 11.07.2018 – VII-Verg 24/18).

+++ Weite Handlungsspielräume 
der Vergabestellen bei der Bestim-
mung und Gewichtung von 
Zuschlagskriterien  ? +++  

Nach Auffassung des OLG Celle (Beschluss vom 11.09.2018 – 13 
Verg 4/18) ist dem öffentlichen Auftraggeber grundsätzlich ein 
weiter Beurteilungs- und Handlungsspielraum dafür eröffnet, an-
hand der Bestimmung und Gewichtung von Zuschlagskriterien 
festzulegen, welche Qualität die Leistung vorzugsweise haben 
soll, wie mithin das wirtschaftlich günstigste Angebot zu bestim-
men ist. Ein hoher Einfluss von Qualitätskriterien auf die Zu-

schlagsentscheidung komme zwar unter Umständen einzelnen 
Anbietern mehr als anderen Bewerbern entgegen. Das lasse al-
lerdings die Verwendung eines bestimmten Wertungsschemas 
für sich genommen noch nicht als vergaberechtswidrig erschei-
nen. Die Grenze zur Vergaberechtswidrigkeit sei jedoch über-
schritten, wenn qualitativen Wertungskriterien einzeln oder in ihrer 
Gesamtheit ein Gewicht zugemessen würde, das sachlich nicht 
zu rechtfertigen sei und deshalb die Annahme nahelege, dass die 
Kriterien so ausgestaltet wurden, dass nur ein oder einzelne Un-
ternehmen realistische Aussichten auf den Zuschlag haben.

+++ Rettungsdienste teilweise vom 
Vergaberecht ausgenommen  +++  
Der EuGH (Urteil vom 21.03.2019 – C-465/17) hat auf Vorlage des 
OLG Düsseldorf entschieden, dass die Betreuung und Versor-
gung von Notfallpatienten der Bereichsausnahme des § 107 Abs. 1 
Nr. 4 GWB unterfällt. Der „qualifizierte Krankentransport“ ist hin-
gegen nur dann vom GWB-Vergaberecht ausgenommen, wenn 
zumindest potenziell ein Notfall vorliegt, d. h. wenn ein Patient 
befördert werden muss, bei dem das – objektiv zu beurteilende 
– Risiko besteht, dass sich sein Gesundheitszustand während des 
Transports verschlechtert. Dieses Risiko bringt mit sich, dass der 
Transport von ordnungsgemäß in erster Hilfe geschultem Perso-
nal durchgeführt werden muss. 

Ferner hat sich der EuGH zur Auslegung des Begriffs der „ge-
meinnützigen Organisationen oder Vereinigungen“ geäußert und 
festgestellt, dass die Anerkennung als Hilfsorganisation voraus-
setzt, dass keine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt. Nationale Re-
gelungen, die eine fehlende Gewinnerzielungsabsicht nicht vor-
aussetzen, verstoßen gegen Unionsrecht. 

+++ VOB/A 2019 für den Bund in 
Kraft gesetzt +++  

Nachdem die VOB/A 2019 Mitte Februar 2019 im Bundesanzeiger 
veröffentlicht worden ist (vgl. Newsletter Februar 2019), hat der 
Bund die Basisparagrafen (Abschnitt 1) ab dem 1. März 2019 
eingeführt (Erlass BW I 7 – 7021 vom 20.02.2019). Sämtliche Auf-
traggeber des Bundes – Bundesministerien und nachgeordnete 
Bereiche – haben sie seit diesem Zeitpunkt für Bauvergaben un-
terhalb des einschlägigen Schwellenwerts von EUR 5,548 Mio. 
anzuwenden. Die Länder benötigen eigene Einführungserlasse, 
die – soweit bekannt – noch nicht bestehen. 

Um die Abschnitte 2 und 3 der VOB/A 2019 (für unionsweite Bau-
vergaben bzw. Bauvergaben im Bereich Verteidigung und Sicher-
heit) in Kraft zu setzen, bedarf es einer Änderung der VgV bzw. 
der VSVgV. Die entsprechende Änderungsverordnung befindet 
sich derzeit in der Ressortabstimmung. 

 

https://www.beiten-burkhardt.com/sites/default/files/downloads/Newsletter_Vergaberecht_Februar_2019.pdf
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